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Gegenüber Jugendlichen und weiblichen Strafgefangenen 
ist Arrest grundsätzlich nur als Freizeitarrest auszusprechen.

§44

(1) Die Arrestfähigkeit der Strafgefangenen ist unmittel­
bar vor Beginn des Arrestes vom Arzt zu bestätigen.

(2) Vor Antritt des Einzelarrestes sind die Strafgefangenen 
körperlich zu durchsuchen und über die von den Leitern der 
Strafvollzugseinrichtungen und Jugendhäuser zu erlassenden 
Arrestordnungen zu belehren.

(3) Die Durchführung des Arrestes ist bei Erkrankung des 
Strafgefangenen zu unterbrechen. Nach Ablauf von 14 Tagen 
vom Zeitpunkt der Unterbrechung an gerechnet, darf der wei­
tere Vollzug der Arreststrafe nicht mehr begonnen werden.

(4) Der Beginn der Arrestverwirklichung kann bis zu 30 Ta­
gen aufgeschoben werden, wenn das aus medizinischer oder 
psychologischer Sicht oder aus anderen Gründen erforderlich 
ist. Nach Ablauf dieser Frist ist der Arrest nicht mehr zu ver­
wirklichen.

(5) Der zuständige Erzieher hat während der Verwirkli­
chung des Arrestes den persönlichen Kontakt zum Strafge­
fangenen aufrechtzuerhalten und ständig zu prüfen, ob ein 
Entscheidungsvorschlag unterbreitet werden kann, den Arrest 
vorzeitig zu beenden.

§45

(1) Das Recht zum Ausspruch von Disziplinarmaßnahmen 
haben die Leiter der Strafvollzugseinrichtungen und Jugend­
häuser und die von ihnen beauftragten Strafvollzugsangehö­
rigen.

(2) Das Recht zum Ausspruch der Einschränkung oder des 
Entzuges der Vergünstigungen „Gewährung von Urlaub aus 
dem Strafvollzug“ und „Aufenthalt außerhalb der Strafvoll­
zugseinrichtung oder des Jugendhauses am Tag der Be­
suchsdurchführung“ und von „Arrest“ haben ausschließlich 
die Leiter der Strafvollzugseinrichtungen und Jugendhäuser.

(3) Eine Disziplinarmaßnahme ist aufzuheben, wenn nach 
dem Ausspruch Umstände bekannt werden, die eine Aufhe­
bung oder Veränderung erfordern.

(4) Liegen mehrere Verstöße eines Strafgefangenen gleich­
zeitig zur Entscheidung vor, ist nur eine Disziplinarmaßnahme 
auszusprechen.

(5) Disziplinarmaßnahmen sind zu dokumentieren und spä­
testens ein Jahr nach Ausspruch zu streichen.

Zu § 33 StVG:
§46

(1) Die Absonderung von anderen Strafgefangenen darf 
einen Zeitraum von drei Tagen nicht überschreiten.

(2) Die Einzelhaft als längerfristige Absonderung von an­
deren Strafgefangenen ist nur aus Gründen, die in der Per­
son des Strafgefangenen liegen, zulässig. Sie ist besonders zu 
begründen. Der Strafgefangene ist vor der Anwendung dieser 
Sicherungsmaßnahme ärztlich zu untersuchen.

(3) Die Aufrechterhaltung der Einzelhaft ist von den Lei­
tern der Strafvollzugseinrichtungen oder Jugendhäuser min­
destens alle zwei Monate zu überprüfen. Im Zusammenhang 
damit sind die Strafgefangenen ärztlich zu untersuchen. Die 
Ergebnisse der Überprüfungen sind zu dokumentieren.

(4) Die Anwendung mehrerer Sicherungsmaßnahmen kann 
verfügt werden, wenn eine Gefahr anders nicht abgewendet 
werden kann.

§47

(1) Maßnahmen des unmittelbaren Zwanges sind:

1. körperliche Einwirkung ohne Hilfsmittel
2. Anwendung der Führungskette
3. Anlegen von Fesseln an den Händen oder/und Füßen
4. Anwendung des Schlagstockes'.

Die Anwendung von Maßnahmen des unmittelbaren Zwanges 
ist grundsätzlich vorher anzudrohen. Die Androhung unter­
bleibt, wenn eine gegenwärtige Gefahr abzuwenden ist. Un­
mittelbarer Zwang ist nur solange anzuwenden, bis der Zweck 
der Maßnahme erreicht ist.

(2) Fesseln sind zur Einnahme der Mahlzeiten und zur Ver­
richtung der Notdurft abzunehmen.

(3) Werden Maßnahmen des unmittelbaren Zwanges ange­
wandt, ist darüber unverzüglich der Leiter der Strafvollzugs­
einrichtung oder des Jugendhauses in Kenntnis zu setzen.

§48

(1) Während der Dauer der Anwendung von Sicherungs­
maßnahmen ist die medizinische Behandlung in vollem Um­
fang zu gewährleisten.

(2) Nach der Anwendung von Maßnahmen des unmittel­
baren Zwanges ist der betreffende Strafgefangene unverzüg­
lich dem Arzt vorzustellen.

(3) Angewandte Sicherungsmaßnahmen und Maßnahmen 
des unmittelbaren Zwanges sind nachzuweisen. Über die An­
wendung ist der zuständige Staatsanwalt für Strafvollzugs­
aufsicht unverzüglich zu informieren.

(4) Die Arztvorstellung und die Information an den Staats­
anwalt für Strafvollzugsaufsicht sind nicht erforderlich, wenn 
bei Transporten und Vorführungen gegenüber Strafgefange­
nen die Führungskette oder die Fesseln angewandt werden.

Zu § 34 StVG:
§49

(1) Den Strafgefangenen sind der Besitz und die Benutzung 
religiöser Literatur und von Gegenständen des religiösen Ge­
brauchs gestattet.

(2) Die Teilnahme der Strafgefangenen am Gottesdienst in 
der Strafvollzugseinrichtung oder im Jugendhaus ist gestat­
tet. Strafgefangene können nur ausgeschlossen werden, wenn 
dies aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung erforderlich 
ist. Der Geistliche ist zu hören.

(3) Den Strafgefangenen ist die Möglichkeit zu geben, sich 
durch einen Geistlichen ihrer Wahl individuell religiös be­
treuen zu lassen.

(4) Die Maßnahmen der individuellen religiösen Betreuung 
und die Gottesdienste sind nur auf Wunsch der Geistlichen 
zu überwachen.

Zu § 35 StVG:
§50

(1) Eingaben Strafgefangener sind entsprechend dem Ein­
gabengesetz zu bearbeiten.

(2) Den Strafgefangenen ist zu gewährleisten, daß sie dem 
Leiter der Strafvollzugseinrichtung oder des Jugendhauses


